
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Baureglement  
Der politischen Gemeinde St. Margrethen  

 22. Juli 2022 
 
 

Änderung gegenüber Auflage vom 08. November 2021 
     

 
 
 
 
 

Gegenstand dieser Auflage sind ausschliesslich die rot markierten Änderungen.  
 
 
 
 
 
 
 

    
 
 
Vom Gemeinderat erlassen am:   …………….. 
Öffentliche Auflage:   …………….. 
Dem fakultativen Referendum unterstellt:   ………… bis …………. 
Genehmigt am:   …………….. 
In Kraft ab:   …………….. 
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 Gestaltungsbeirat 

1 Der Gemeinderat kann zur fachkundigen Beratung einen Gestaltungsbeirat 
mit wenigstens drei Mitgliedern einsetzen. Wenigstens zwei Mitglieder 
müssen über Fachkenntnisse und Erfahrung im Bereich Architektur, 
Landschaftsarchitektur oder Denkmalpflege verfügen. 

 Regelbauweise Regelbaumasstabelle  
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W 9.5 9.5 6.5 45° 1/3 9.5C) 20 
240280

pGL
 E) 4.0 I) 0.8J) II 

W 11.5 
9.5 /  

11.5A) 9.5 45° 1/3 11.5 C) 2224 
264384

pGL
 E) 

4.5 I) 0.8J) II 

W 14 14.0 10.0 45° 1/3 14.0 C) 40 
560

pGL
 E) 6.0 I) 0.8J) II 

W 17 17.0 13.0 45° 1/3 - 50 
700

pGL
 E) 7.5 I) 0.8J) II 

WG 11.5 
9.5 /  

11.5A) 
9.5 45° 1/3 11.5 C) 2224 

264384

pGL
 E) 

F) 
4.5 I) 0.8J) III 

WG 14 14.0 10.0 45° 1/3 14.0 C) 40 
560

pGL
 E) F) 6.0 I) 0.8J) III 

WG 17 17.0 13.0 45° 1/3 - 50 
700

pGL
 E) F) 7.5 I) 0.8J) III 

A 14 14.0 - - - - - - 
5.0 /  

7.5G) 
H) I) 0.8J) IV 

A 25 25.0B) - - - - - - 
5.0 /  

10.0G) 
H) I)  0.8J) IV 

K 14 14.0 10.0 45° 1/2 - 30 
420

pGL
 E) 3.0 I) 0.8J) III 

K 17 17.0 13.0 45° 1/2 - 50 
700

pGL
 E) 4.5 I) 0.8J) III 

Oe BA 17.0 - - - - - - 5.0 I) 0.8J) II 

IiB M 17.0 13.0 45° 1/3 - - - 5.0 I) 0.8J) II 

IiB B 12.0 - - - - - - 5.0 I) 0.8J) II 

L    Wohnbauten 

Übrige 

11.5  

14.0 

7.5  

10.0 
45° 1/3 14.0 C) 

22 

50 
- 5.0 I) 0.8J) III 

FiB E 5.0 - - - - - - 1.0 I) 0.8J) II 

FiB F, FaB F, FaB 

R, SaB NH, SaB G  
5.0- - - - - - - 1.0- - I)  - II 

Art. 33 Abs. 2 lit. d der 

Gemeindeordnung 
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A) Für Bauten mit Flachdach oder mit gemischten Dachformen gilt eine Gesamthöhe von max. 9.5 meinem Sattel- oder 

Walmdach gilt eine Gesamthöhe von 11.5m. Für die übrigen Bauten gilt eine Gesamthöhe von max. 9.5 m. 

B) Betrieblich bedingte Gebäudeteile (z.B. Liftaufbauten, Silos) können mit einer Gesamthöhe von bis zu 30 m bewilligt werden. 

C)  Bei talseitig giebelständigen Bauten mit Satteldächern erhöht sich die talseitige Fassadenhöhe um die effektive Mehrhöhe 

des Giebelfeldes, sofern sich das Satteldach über die ganze Giebelseite erstreckt. Bei talseitig traufständigen Satteldächern 

erhöht sich für Dachaufbauten (bzw. Fassadenabschnitte) die Fassadenhöhe um 3.0 m.  

D) Gebäudeteile unter dem gestalteten Terrain (z.B. Tiefgaragen) werden nicht zur Gebäudelänge / Gebäudebreite angerechnet. 

E) pGL = projektierte Gebäudelänge. Unbeheizte Vorbauten dürfen die maximal zulässige Gebäudelänge und -breite um max. 

2.0 m überschreiten.  

F) Keine Beschränkung der Gebäudebreite bei einem Gewerbeanteil von mind. 50%. 

G) Der grössere Grenzabstand gilt nur gegenüber Wohnzonen, Wohn-/Gewerbezonen und Schwerpunktzonen. 

H) Innerbetriebliche Gebäudeabstände können bis auf 5.0 m reduziert werden, wenn der Brandschutz sichergestellt ist.  

I) Der Gebäudeabstand entspricht der Summe der für die beiden Gebäude vorgeschriebenen Grenzabstände. Er ist auch 

zwischen Gebäuden auf dem gleichen Grundstück einzuhalten. 

J) In Hanglagen mit mehr als 15° Gefälle sind Abgrabungen bis max. 1.2 m zulässig. 
 

 Dachraum und Dachgestaltung 

1 Bei Bauten mit Schrägdach ist das festgelegte Winkelmass längsseitig 
einzuhalten. Bis zum festgelegten Bruchteil des Fassadenabschnitts sowie für 
die übrigen Gebäudeseiten gilt ein Winkelmass von höchstens 90°. 

2 Bei Bauten mit Flachdach ist das Winkelmass auf 2 vom Gesuchsteller 
definierten Gebäudeseiten einzuhalten. Bis zum festgelegten Bruchteil des 
Fassadenabschnitts sowie für die übrigen Gebäudeseiten gilt ein Winkelmass 
von höchstens 90°. Technische Aufbauten sind innerhalb dieses Volumens 
anzuordnen, sofern sie aus brandschutztechnischen oder anderen 
technischen Gründen nicht zwingend auf dem Dach positioniert werden 
müssen (z.B. Kamine, Sonnenkollektoren). 

3 An Hanglagen müssen Bauten mit einem Flachdach das Winkelmass 
gemäss Regelbaumasstabelle (Artikel 7) zwingend talseitig und auf einer 
zweiten vom Gesuchsteller bestimmten Gebäudeseite einhalten. 

  

Art. 3 Abs. 2 lit. b RPG 

Art. 85 PBG 
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 Umgebungsgestaltung 

1 Bei Neubauten und wesentlichen Umbauten ist ein Flächenanteil von 
mindestens 20% der gesamten Aussenanlagen und Umgebungsflächen, im 
Sinne des ökologischen Ausgleichs, naturnah zu gestalten. 

2 Im Situations- oder einem Umgebungsplan ist verbindlich darzulegen, wo 
und wie dieser ökologische Ausgleich erfolgt. 

3 Anrechenbar sind aus einheimischen Gehölzarten bestehende Hecken, 
hochstämmige einheimische Bäume sowie Blumenwiesen. Beim Pflanz- und 
Saatgut ist auf regionale Herkunft zu achten. Möglich sind zudem 
Trockenmauern, naturnah gestaltete Weiher, Tümpel, Versickerungsanlagen, 
Bachläufe und ihre mit einheimischen Pflanzenarten bestockten Uferbereiche. 

4 Vorplätze und Abstellplätze für Motorfahrzeuge sind – vorbehältlich der 
Gewässerschutzgesetzgebung – versickerungsfähig auszuführen. Vorplätze 
dürfen nur dann mit festen Belägen ausgebildet werden, wenn die betriebliche 
Notwendigkeit ausgewiesen werden kann. 

5 Nicht begehbare Flachdächer (0 – 10° Dachneigung) mit einer Fläche von 
mehr als 30 m² sind mit mind. 12 cm Substratstärke zu begrünen. 

56 Es dürfen keine invasiven Neophyten gepflanzt werden. Jeglicher Umgang 
mit invasiven Neophyten gemäss Anhang 2 der Freisetzungsverordnung 
(FrSV) ist verboten. 

67 Die Umgebungsgestaltung ist ein Bestandteil des Bauprojekts und im 
Baugesuch auszuweisen. 

 Anreize für eine besonders hochwertige Gestaltung 

1 Bei besonders hochwertiger Gestaltung von Bauten und Anlagen kann in 
den Wohnzonen W14 und W17, den Wohn-/Gewerbezonen WG14 und WG17 
sowie den Kernzonen K14 und K17 von den Massangaben gemäss Tabelle 
der Regelbauweise Regelbaumasstabelle wie folgt abgewichen werden: 

a) Überschreitung der Gesamthöhe um bis zu 10%, wenn das Verhältnis 
zwischen Gesamthöhe und Grenzabstand unverändert bleibt; 

b) Reduktion des Gebäudeabstands zwischen Hauptbauten innerhalb 
derselben Überbauung um bis zu 20%; vorbehalten bleibt die übrige 
Gesetzgebung; 

c) Überschreitung der Gebäudelänge und oder -breite um bis zu 20%, 
wenn das Verhältnis zwischen Gebäudelänge/ oder -breite und zum 
entsprechenden Grenzabstand unverändert bleibt;1 

d) Erhöhung des Winkelmasses des Dachraums auf allen Fassadenseiten 
auf bis zu 90°. 

2 In den Wohnzonen W9.5 und W11.5 sowie den Wohn-/Gewerbezonen 
WG11.5 sind bei besonders hochwertiger Gestaltung von Bauten und Anlagen 
folgende Abweichungen von der Regelbauweise möglich:  

a) Überschreitung der Gebäudelänge und oder -breite um bis zu 50%, 
wenn das Verhältnis zwischen Gebäudelänge/ oder -breite und zum 
entsprechenden Grenzabstand unverändert bleibt.1    

  

 
1 Dies führt dazu, dass das Verhältnis zwischen Gebäudelänge und Gebäudebreite gemäss Art. 7 der 
Regelbaumasstabelle im Bonus-Fall ebenfalls erweitert wird. 

Art. 3 Abs. 3 lit. e RPG 

Art. 18 Abs. 2 Bundesgesetz 

über den Natur- und Heimat-

schutz (SR 451; abgekürzt 

NHG) 

Art 15 Abs. 1 Verordnung 

über den Natur- und Heimat-

schutz (SR 451.1; abgekürzt 

NHV) 

Art. 130 PBG 

SIA 312 

Art. 15 Abs. 2 und Art. 52  

Abs. 1 Verordnung über den 

Umgang mit Organismen in 

der Umwelt (SR 814.911; 

abgekürzt FrSV) 

Anhang 2 FrSV (Pflanzenliste) 

 

 

 

 

Art. 79 und 100 PBG 
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3 Der Gesuchsteller begründet die besonders hochwertige Gestaltung in 
einem Bericht zum Baugesuch. Die Baubehörde entscheidet über die 
beantragten Abweichungen aufgrund der Stellungnahme des 
Gestaltungsbeirats oder des Ergebnisses eines Varianzverfahrens (z.B. 
Studien- oder Projektwettbewerb). 

 Künstliche Beleuchtung  

1 Bei Aussenbeleuchtungen ist sicherzustellen, dass nur der erforderliche 
Bereich beleuchtet und die Beleuchtungsstärke sowie die Betriebszeit auf das 
notwendige Minimum begrenzt werden. Die gültige SIA-Norm ist wegleitend.  

 Aufhebung bisherigen Rechts 

1 Das Baureglement vom 21. September 1999 / 11. April 2014 wird aufge-
hoben. 

2 Der Zonenplan vom 04. September 1991 sowie bisherige Teilzonenpläne 
werden aufgehoben.  

3 Die von der Baubehörde erlassenen und im Grundbuch angemerkten 
öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen bezüglich Ausnützungsziffer 
nach Art. 62 und 63 des Baugesetzes vom 6. Juni 1972 werden gegen-
standslos. 

4 Die Anmerkungen im Grundbuch werden auf Anmeldung der 
Baukommission innert zweier Jahre nach Inkrafttreten dieses Reglements 
gelöscht. 

5 Die im Grundbuch angemerkten öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschrän- 
kungen bezüglich erweiterter Grenzabstandsverpflichtung nach Art. 56 des 
Baugesetzes vom 6. Juni 1972 werden - soweit die Bauten die neuen 
gesetzlichen Bestimmungen nicht erfüllen - durch dieses Baureglement 
gegenstandslos. Die Eigentumsbeschränkungen werden nach Bedarf 
entweder aufgehoben und die Anmerkungen im Grundbuch gelöscht oder sie 
werden an das neue Recht angepasst. 

 
 
 
Vom Gemeinderat erlassen am …………….. 
 
Gemeinderat St. Margrethen 
 
 
 
Reto Friedauer Felix Tobler 
Gemeindepräsident Gemeinderatsschreiber 
 
 

Öffentlich aufgelegt vom …………….. bis …………….. 

 

Dem fakultativen Referendum unterstellt vom …………….. bis …………….. 

 

Genehmigt vom Amt für Raumentwicklung und Geoinformation am …………….. 

 

Art. 11 Umweltschutzgesetz 

(SR 814.01; abgekürzt USG) 

BAFU Empfehlungen zur Ver-

meidung von Lichtemissionen 

SIA 491 
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Der Amtsleiter: ........................................... 

 

Durch den Gemeinderat in Kraft gesetzt am …………….. per …………….. 
 
 
Reto Friedauer Felix Tobler 
Gemeindepräsident Gemeinderatsschreiber 


